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Amtliches

Verkimdigungsvlatt
für de« Amtsbezirk D«rlach.Nr. 50.

_ Freitag , de« 17. August_ 1917.
Nachtragsbekanntmachung

Nr . V dl . 37 4. IS. K. N. A.
z« der Bekanntmachung vom 3k. Mai ISIS, betreffen -
Bestandserhebung von tierischen «xd pflanzliche« Spinn¬
stoffen (Wolle , Baumwolle , Flachs , Ramie , Hanf , Jntej»nd darans hergestellten Garne « und Seilfäden

Nr . >V. Ll.57 4. 18. S . R . « .
Vom 31. Juli 1S17.

Nachstehende Bekanntmachung wird hiermit auf Er¬suchen des Königlichen Kriegsministeriums mit dem Be¬merken zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daß jede Zu¬widerhandlung nach § 5 der Bekanntmachung über Vor¬ratserhebungen vom 2. Februar 1915, vom 3. September1915 und vom 21. Oktober 1915 (Rcichs-Gesetzbl. S . 54,549 und 684) bestraft wird *) , soweit nicht nach den allge¬meinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind. Auchkann der Betrieb des Handclsgewerbes gemäß der Be¬kanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personenvom Handel vom 23. September 1915 (Reichs-Gesctzbl.S . 603) untersagt werden .
: Artikel I.

8 3 der Bekanntmachung Nr . Hü . 57/4. 16. K . R . A.vom 31. Mai 1916 erhält folgende Fassung :
8 2. Meldepflichtige Gegenstände .

Meldepflichtig sind:
a) sämtliche unverarbeiteten und in Verarbeitung be¬findlichen Vorräte der nachstehend näher bezeich-neten tierischen und pflanzlichen Spinnstoffe ,d) sämtliche aus diesen tierischen und pflanzlichenSpinnstoffen hergestellten Garne und Seilfäden ,c) Abschnitte, Abgänge und Abfälle jeder Art vonnachbezeichneten Fellen und Pelzen ,und zwar in der in den amtlichen Meldescheinen vorge¬sehenen Einteilung :

Meldeschein 1

Gruppe 1 :
1 . Ungefärbte »nd gefärbte reine Schafwolle, Kamel¬haare , Mohär , Alpaka , Kaschmir, ungewaschen,rückengewaschen, fabrikmäßig gewaschen, karboni¬siert, , auch in Mischungen untereinander oder mitanderen Spinnstoffen ,
2. ungefärbt « und gefärbte Spinnstoffe aus reiner

Schafwolle , Kamelhaar , Mohär , Alpaka , Kaschmir,also Kammzug , Kämmlinge , Abfälle und Abgängejeder Art dieser Spinnstoffe aus Wäscherei, Käm¬merei , Kammgarn - und Streichgarnspinneret , We¬berei , Strickerei , Wirkerei oder anderen Betriebs¬arten , auch in Mischung«« untereinander oder mitanderen Spinnstoffen ,
- *) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er auf Grund dieserVerordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist erteiltoder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht,wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬strafe bis zu zehntausend Mark bestraft , auch können Vorräte,die verschwiegen sind , im Urteile für dem Staate verfalle«erklärt werden. Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich die vor-geschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unter¬läßt

Wer fahrlässig di« Auskunft , zu der er auf Grunddieser Verordnung verpflichtet ist. nicht in der gesetzten Fristerteilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht»wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder im Un¬vermögenssalle mit Gefäuguis bis zu sechs Monate« bestraft.! Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig die voraeschriebenen La-' gerbücher «inznrichten oder zu Uhren unterläßt .

S. sonstige Tierhaare jeder Art , mit Ausnahme von. Schweineborsten , auch in Mischungen untereinan ») der oder mit anderen Spinnstoffen ,
4. Abfälle und Abgänge jeder Art der unter Ziffer 3genannten Gegenstände aus Spinnerei , WÄere «,Filzerei oder anderen Betriebsarten .
5. Abschnitte und sonstige Abgänge und Abfälle jederArt von Wollfellen , Haarfellen und Pelzen jederArt .

8 . Sämtliche Webgarne , Trikotgarne und Wirkgarne(Kammgarn , Streichgarn , Kammgarn mit Streich¬garn gezwirnt ) , gleichviel, ob diese Garne hergestelltfind aus :
1. reiner Schafwolle , Kamelhaar , Mohär , Alpaka .Kaschmir, ungewaschen , rückengewaschen, fabrik¬mäßig gewaschen, karbonisiert , ohne oder mit Zusatzvon Kunstwolle :
2. Spinnstoffen aus reiner Schafwolle , Kamelhaar ,Mohär , Alpaka , Kaschmir, also Kammzug , Kämm -fingen , Abgängen jeder Art aus Wäscherei, Kämme -rei , Kaurmgarn - und Streichgarnspinnerei , Weberei ,U Strickerei , Wirkerei ober anderen Betriebsarten ,ohne oder mit Zusatz von Kunstwolle :
3. Mischungen der unter 1 und 2 genannten Spinn¬stoffe ohne oder mit Zusatz von Kunstwolle .

6 . Sämtliche Strickgarne (Hand - und Maschinenstrick¬garne aus Kammgarn , Streichgarn , Kammgarn mitStreichgarn gezwirnt ) , gleichviel, aus welchem derunter 8 genannten Spinnstoffe diese Garne herge¬stellt sind, ohne oder mit Zusatz von Baumwolle oderanderen pflanzlichen Spinnstoffen .

Meldeschein 2

Gruppe 2 :
L . Baumwolle , Li«ters , Baumwollabgänge , Bavmwoll -abfälle (einschließlich Stripse und Kämmlinge ), auchmit anderen Spinnstoffen (Wolle , Kunstwolle usw.)gemischt, und zwar ohne Rücksicht darauf , ob sie roh ,, gefärbt oder gebleicht sind.

Besonders ergangene Anordnungen , betreffend Be¬schlagnahme und Meldepflicht von Linters an dieKriegs -Chemikalien -Aktiengesellschaft, Berlin , Köthe-ner Straße 1—4, bleiben bestehen.
8 . Garne , Zwirne und deren Abfälle (Putzfäden , Reiu -fäden u . dgl .), die aus den unter ^ genannten Baum¬wollspinnstoffen bestehen oder einen Zusatz vonVaumwollspinnstoffen enthalten .

Meldeschein 3

Gruppe 3:
L . Bastfaserrohstoffe geknickt , geschwungen, gebrochen, ge¬hechelt und als Werg oder als beschlagnahmter Abfall .
8 . Garne , Webzwirne und Seilfäden ganz ober teil¬weise aus Bastfaser » hergestellt .

Zu n, b und o: Meldepflichtig sind nicht nur die freierworbenen, , sondern auch die von der Kriegs -Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußische « SriegsministeriumszugewiesSnen Bestände .
Vorräte , die durch Verfügung der Militärbehördenbereits beschlagnahmt worden sind, unterliegen ebenfalls- er Meldepflicht . In diesem Falle ist im Meldeschein zuvermerken , daß und durch welche Äelle eine Beschlag¬nahme erfolgt ist.
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Wolle auf dem Fell ist nicht zu melden , soweit es sich
nicht um Abschnitte , sonstige Abgänge und Abfülle der in
Gruppe 1 ^ 5 bezeichnten Art handelt .

Bei den übrigen von dieser Bekanntmachung betroffe¬
ne « Gegenständen besteht eine Meldepflicht für jede
Menge ohne Rücksicht anf Mindestvorräte .

Eine schätzungsweise Angabe des Gewichts ist bei
Spinnstoffen nur für in Verarbeitung befindliche Men¬
ge « zulässig , bei allen anderen von dieser Bekannt¬
machung betroffenen Gegenständen nur in Ausnahme¬
fällen und mit Genehmigung des Webstosfmeldeamts . In
solchen Fällen ist im Meldeschein anzugeben , daß es sichum eine Schätzung handelt .

Auch im Spinn -, Zwirn - oder Veredelungsprozeß be¬
findliche Garne sind meldepflichtig .

Dagegen sind nicht meldepflichtig :
1. In handelsfertiger Aufmachung für den Kleinver¬

kauf vorhandene Stickgarne .
2. Strick - , Stopf - und Häkelgarne aus Baumwolle

oder baumwollenen Spinnstoffen , soweit sie am
Stichtage in hanöelsfertiger Aufmachung für den
Kleinverkauf vorhanden waren . Strickgarne .
Stopfgarne und Häkelgarne aus Wolle oder mit
einem Zusatz von Wolle sind dagegen in jeder
Menge und Aufmachung meldepflichtig .3 . Garne im Besitze von Haushaltungen für den
Hausgebrauch .

Artikel II .
Diese Bekanntmachung tritt mit dem 31. Juki 1917

ftr Kraft .
Karlsr « he , den 31. Juli 1917.
Der Stellvertretende Kommandierende General :

Jsbert , Generalleutnant .

Nachtrag
zu der Bekanntmachung Nr . IV . III . 3800/8. 1«. K. R . A.
vom 1V . November 1816 , betreffend Beschlagnahme , Ver¬
wendung und Veräußerung von Flachs - und Hanfstroh ,
Bastfasern sJnte , Flachs , Ramie , enropäischer und außer¬
europäischer Hanf ) und von Erzeugnisien aus Bastfasern .

Nr . IV . NI. 3900/6 . 17. K . R . A.
Vom 4 . August 1917.

Nachstehende Bekanntmachung wird hiermit auf Er¬
suchen des Königlichen Kriegsministeriums zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken , daß , so¬
weit nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere
Strafen verwirkt sind , jede Zuwiderhandlung gegen die
Beschlagnahmevorschriften nach 8 6 der Bekanntmachung
über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der Fassung
vom 26. April 1917 sRcichs -Gefetzbl . S . 876) «) bestraftwird . Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes ge¬
mäß der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässi¬
ger Personen vom Handel vom 23. September ISIS
(Reichs -Gesetzbl . S . 603) untersagt werden .

Artikel I.
8 4o und 8 5 der Bekanntmachung Nr . IV . III .

8000/9 . 16. K. R . A ., betreffend Beschlagnahme . Verwen¬
dung und Veräußerung von Flachs - und Hanfstroh , Bast¬
fasern (Jute , Flachs , Ramie , europäischer und außereuro¬
päischer Hanf ) und von Erzeugnissen aus Bastfasern , vom
10. November 1916 werden aufgehoben .

Artikel II .
8 8 der Bekanntmachung Nr . IV . III. 3000/9 . 16. K .R .A.

vom 10. November 1916 wird wie folgt geändert :
Veränßernngscrlaubnis für Bastfascrerzengnisse .
Trotz der Beschlagnahme ist gestatten

s ) die Veräußerung der Bastfaserhalberzeugniffe an die
*) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geld¬strafe bis zu zehntausend Mark wird , sofern nicht nach allge¬meinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind , bestraft :
1 .
2 . wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bei-

feiteschafft , beschädigt oder zerstört , verwendet , ver¬kauft oder kauft oder ein anderes Veräußerungs -
oder Erwerbsgeschäft über ihn abschließt:3 . wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegen¬stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln , zu¬widerhandelt :4 . wer den erlassenen Ausführungsbestimmungcn zu-
widsrhandelt .

b - Leinengarn -Abrechnungsstelle A .-G ., Berlin IV 86kt - Schinkelplatz 1—4, sowie die Lieferung - er Bast -
saserhalberzeugnifse an die Leineugarn - Abrech¬nungsstelle A .-G . oder an die von ihr bestimmteni Empfänger ;

b) die Veräußerung und Lieferung der Bastfaserhalb-erzeugnifse Lurch die Leinengarn -AbrechnungsstelleA .-G . ;
- o) die Lieferung der feit dem 27. Dezember ISIS gemäß

- 3 der Bekanntmachung Nr . IV. III. 3000/9.16 . K . R . A . hergestellten Erzeugnisse zur Erfüllungeines Auftrages auf Kriegslieferungen gegen Be -- legschein .

Die Verarbeitung derjenigen Rohstoffe und Halb -erzeugnifse , welche auf Grund der durch diesen Nachtragaufgehobenen Vorschriften des 8 8 - er BekanntmachungNr . V/ . M . 8000/9. A .R .A . vom 10. November 1916 be¬gonnen worden ist, darf vollendet werden . Für die ausihnen angefertigten Halb - und Fertigerzeugnisse bleibe »dre bisher geltenden Bestimmungen in Kraft .
Artikel IV. Inkrafttreten .

Diese Bekanntmachung tritt am 4. August 1917 inKraft .
Kar 1Sr « he , den 4 . August 1917.

. ^ er Stellvertretende Kommandierende General :
_ Jsbert , Generalleutnant .
Das Recht z»m Waffengebrauch durch Gen¬

darmen, bestimmte Pslizeibeamte , so¬wie im Bewachu»gs - nnd Sicherheits¬
dienst tätige Hitssdienfttner »uv de»
Widerstand gegen letztere betreffend .

Auf Grund der ZI 4 und 9 d des preußischen Gesetzesüber den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1851 bestimme
ich im Interesse der öffentlichen Sicherheit für die zum Grotz -
herzogtum Baden und zu den Hohenzollernschen Landen (Re¬
gierungsbezirk Sigmaringen ) gehörigen Gebietsteile meines
Befehlsbereichs unter Aufhebung der Anordnung des stellv.
Generalkommandos 11V . A .- K . vom 21 . Januar ISIS
1 Nr . 3214 :

1 . Den im Bewachungsdienst , Bahn - , Brücken- oder
Grenzschutz beschäftigten Hilfsdiensttuern werden aus Wachenund Posten , bei Patrouillen , Transporten und allen anderen
Kommandos die dem Militär zustehenden Befugnisse zum
Waffengebrauch und zur Festnahme entsprechend der „ Vor¬
schrift über den Waffengebrauch des Militärs u . s. f .

"
(A . K.O. vom 19 März 1914 ) verliehen , sofern diese Hilfsdienst-tuer nach Prüfung ihrer Zuverlässigkeit auf Weisung der

Militärbehörde die Waffen rragen .
2 . Die Gendarmen sind befugt , nach mindestens ein¬

maligem vorherigen Anruf : » Halt oder ich schieße ! " zu
schießen auf :

e) flüchtige Kriegsgefangene ( Militär » und Zivil - ), die
sich der Kriegsgefangenschaft , Festnahme oder
Wiederergreifuvg und

d) flüchtige Militärgefangens des Heeres und der
Marine , die sich der Festnahme oder Wiederergrei-
fung zu entziehen suchen .

3 Den in den Grenzbezirken (Amtsbezirken Ueberlingen ,Konstanz, Srockach, Radolfzell , Engen , Donaueschingen , Bonn -
dorf und Waldshut ) dienstlich tätigen Gendarmen wird für
die Dauer ihrer Tätigkeit daselbst weiter die Befugnis ver¬
liehen , auf flüchtige Personen ,

s) die bei Verübung eines Verbrechens oder Ver-
o gehens auf friscber Tat betroffen werden,

d) die dringend verdächtig erscheinen, sich einer fürdie Sicherheit des Deutschen Reiches schädlichen
Handlung schuldig gemacht zu haben (z . B . Ser
Spionage , des Kriegs - , Landesverrats oder der
Fahnenflucht Verdächtige oder Schutzhäftlinge ),nach mindestens einmaligem vorherigen Anruf : „ Halt oder

ich schieße ! " zu schießen .
4 . a) Den im militärischen Polizeidienst verwendeten

Beamten und
k) den Beamten der Forst - und Domänen -, der Zoll -

und Steuerverwaltung , soweit sie als Beamte des
Polizei , und Sicherheitsdienstes (Landesherr ! . Ver¬
ordnung vom 1 . August 1914 (Ges.- u . B O .Bl .S . 277 ) im Grenzschutz verwendet sind , aus die
Dauer und im Rahmen dieser Verwendung in den
oben genannten Grenzbezirken,wird das Recht zum Waffengebrauch im gleichen Umfange

verliehen , wie es den Gendarmen nach Maßgabe der Ziffer2 und 3 oben bezw . I 36 des Bad . Gend .- Gesetzes vom 31.
Dezember 1831 zusteht.

Die weitergehende Befugnis zum Waffengebrauch durch
Grenzaufsichtsbeamte auf Grund des Gesetzes vom 28 . Aug .1838 ( St . u . Reg -Bl . 35 Seite 251 ) bleibt unberührt .
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5 Wer einem gemäß Ziffer 1 bewaffneten , im Be¬
wachungsbienst , Bahn - Brücken - oder Grenzschutz beschäf¬
tigten Hilssdiensttuer , der sich in der rechtmäßigen Ausübung
seines Dienstes befindet, durch Gewalt oder durch Bedrohung
mit Gewalt Widerstand leistet oder einen solchen Hiifsdienst -
tuer während der rechtmäßigen Ausübung seines Dienstes
tätlich anpreist , wird , sofern nicht schärfereStrafbestimmungen
Platz greifen , mit Gefängnis bis ?u einem Jahre , bei mil¬
dernden Umständen mit Haft oder Geldstrafe bis zu 1500 M.
bestraft .

Gleiche Strafe trifft denjenige" , welcher zu einer solchen
Tat oder zum Widerstand gegen Gendarmen oder tue iah
Ziffer 4 im militärischen Polizeidienst verwendeten Beamten
oder die im Grenzschutz tätigen Beamten der Forst und
Domänen - , der Zoll - und Stenerverwalrung auffordert oder
anreizt .

Karlsruhe , den 22 . Mai l9l7 .
Der stellt, kommandierende General :

Jsbertl Generalleutnant .

Mr SWS , MWMMW M AMWlWWk.
Vom 12. Juli 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzes
Wer die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen
Maßnahmen usto . vorn 4. August 1914 (Reichs-Gesttzbl .
S . 327) folgende Verordnung erlaffen :

§ 1.
Der Reichskanzler , die Landessentrnlbehöröen und

die von dem Reichskanzler oder den Landeszentralbchör -
den bestimmten Stellen sind berechtigt, jederzeit Auskunft
zu verlangen Wer wirtschaftliche Verhältnisse , insbeson¬
dere über Vorräte sowie Wer Leistungen und Leistungs¬
fähigkeit von Unternehmungen oder Betrieben .

Die Auskunft kann durch öffentliche Bekanntmachung
oder durch Anfrage bei den einzelnen zur Auskunft Ver¬
pflichteten erfordert werden .

8 3.
Zur Auskunft verpflichtet find:
1. Personen , die Gegenstände, Wer die Auskunft ver¬

langt wird , in Gewahrsam haben oder gehabt haben
oder auf Lieferung solcher Gegenstände Anspruch
haben :

2 . landwirtschaftliche und gewerbliche Unternehmer :
3. öffentlich- rechtliche Körperschaften und Verbände .

8 3.
Die zuständigen Stellen (81 Abs. 1) und die v-o» ihnen

Beauftragten sind befugt, zur Ermittlung richtiger Anga¬
ben die Geschäftsbriefe und Geschäftsbücher einzusehen so¬
wie Betriebseinrichtungen und Räume zu besichtigen und
zu untersuche^ in denen Vorräte erzeugt , gelagert oder
feilgehalten werden oder in denen Gegenstände zu ver¬
muten sind. Wer welche Auskunft verlangt wird .

Die zuständigen Stellen sind ferner befugt, die Ein¬
richtung und Führung besonderer Lagerbücher vorzuschrei¬
ben .

Will Ser Reichskanzler oder eine von ihm bezeichnte
Stelle von der Befugnis des Abs . 1 gegenüber staatlichen
Betrieben oder Einrichtungen Gebrauch machen , so ist die
zuständige Landeszentralbehörde von den beabsichtigten
Maßnahmen in Kenntnis zu fetzen.

- 8 4.
Die von den zuständigen Stellen Beauftragten find ,

vorbehaltlich der dienstlichen Berichterstattung und der
Anzeige von Gesetzwidrigkeiten, verpflichtet. Wer die Ein¬
richtungen und Geschäftsverhältnisse, die durch ihr« Tätig¬
keit zu ihrer Kenntnis kommen, Verschwiegenheit zu be¬
obachten und sich der Mitteilung oder Verwertung der
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse zu enthalten .

Das Ergebnis der Auskünfte oder Ermittlungen darf
nichr zu steuerlichen Zwecken verwendet werden .

8 5 .
Wer vorsätzlich die Auskunft , zn der er nach 88 1 , 2

verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist erteilt oder wis¬
sentlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht , oder
wer vorsätzlich der Vorschrift im 8 3 Abs . 1 zuwider die
Einsicht in die Geschäftsbriefe ober Geschäftsbücher oder
die Besichtigung oder Untersuchung der Betriebseinrich -
tnngen oder Räume verweigert , oder wer vorsätzlich die
gemäß 8 3 Abs . 2 vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten
oder zn führen unterläßt , wird mit Gefängnis bis zu sechs
Monaten und mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark
oder mit einer dieser Strafen bestraft : auch können Vor¬
räte , die verschwiegen worden sind, im Urteil als dem
Staate verfallen erklärt werden , ohne Unterschied, ob sie
dem Ausknnftspflichtigen gehören oder nicht .

Wer fahrlässig die Auskunft , zu der er gemäß 88 t , 2
verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist erteilt oder un¬

richtige oder unvollständige Angaben macht , oder wer fahr¬
lässig die gemäß 8 3 Abs . 2 vorgeschriebenen Lagerbücher
einzurichten oder zu führen unterläßt , wird mit Geld¬
strafe bis zu dreitausend Mark bestraft.

8 6.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬

strafe bis zu fünszehrttauseud Mark oder mit einer dieser
Strafen wird bestraft, wer den Vorschriften des 8 4 zu¬
wider Verschwiegenheit nicht beobachtet oder der Mittei¬
lung oder Verwertung von Geschäfts- oder Betriebsge¬
heimnissen sich nicht enthält .

Die Srrafverfolgung tritt nur auf Antrag ein.

8 7.
Ter Reichskanzler erläßt die Bestimmungen zur Aus¬

führung dieser Verordnung : soweit der Reichskanzler
solche Bestimmungen nicht erläßt , können sie von der Lan¬
deszentralbehörde erlaffen werben .

8 8.
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft . Sie tritt an die Stelle der Verordnung über
Vorratserhebungen vom 2. Februar 1918 (Reichs-Gesctzbl.
S . 84) in der Fassung der Bekanntmachungen vom 3 . Sep¬
tember 1918 (Reichs-Gesetzbl. S . 649) und vom 21 . Okto¬
ber 1918 Meichs -Gefetzbl. S . 684) .

Ter Reichskanzler bestimmt, wann die Verordnung ,
insbesondere hinsichtlich der 88 4, 6, außer Kraft tritt .

Berlin , den 12. Juli 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers:

Dr . He l f ser ich.

Verordnung .
(Vom 30. Juli 1917.)

Ausknnftspflicht betreffend .

Zur Ausführung der Verordnung des Bunöesrats
vom 12 . Juli 1917, Bekanntmachung über Auskunfts -
Pflicht betreffend (Reichs-Gesetzblatt S . 604) , werden als
Behörden , die zum Verlangen von Auskunft im Sinne
des 8 1 a . a . O . berechtigt sind , und als zuständige Stellen
im Sinne des 8 3 a. a . O . Sie Verwaltungsabteilunaen der
Lanöesversorgungsstellen und die Bezirksämter bestimmt.

Karlsruhe , den 30 . Juli 1917.
Großh. Ministerium des Inner «.

von Bodman . Pfisterer .

Verordnung .
(Vom 21 . Juli 1917.)

Russisch Polnische Arbeiter betreffend.
Aus Grund der 88 4 und 9 8 des preußischen Gesetzes

Wer den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1W1 und auf
Grund des Reichsgesetzes vom 11 . Dezember 1915 (Reichs-
Gesetzblatt 1915 Seite 813) bestimme ich im Interesse der
öffentlichen Sicherheit für die zum Großherzogtum Baden
und zu den Hohenzollernschen Landen (Regierungsbezirk
Sigmaringen ) gehörenden Gebietsteile meines Befehls¬
bereichs das Folgende :

Es ist verboten :
1 . polnische Arbeiter oder Arbeiterinnen dazu zu ver¬

leiten , oder irqendwie durch Rat und Tat zu unter¬
stützen , ihre Arbeitsstellen zu verlassen oder die
vertragsmäßig übernommene Arbeit zu verweigern
oder niederzulegen :

2. ein Arbeitsvcrhältnis polnischer Arbeiter oder Ar¬
beiterinnen zu vermitteln oder einzugehen ohne
den Nachweis, daß sie ihr früheres Arbeitsverhält -
uis ordnungsmäßig beendet und ihre frühere Ar -

, beitsstclle mit Genehmigung der zuständigen
Polizeibehörde verlassen haben . Zuständig ist das
Großhcrzoglich Badische Bezirksamt (Königlich
Preußische Oberamtmaun ) .

Zuwiderhandlungen sowie die Aufforderung oder An¬
reizung zur Zuwiderhandlung werden , falls nicht nach den
allgemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist,
mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraft . Bei Vorliegen
mildernder Umstände kann aus Hast oder auf Geldstrafe
bis zu 1500 erkannt werden .

Karlsruhe , den 21 . Juli 1917.
Der Stellvertretende KommandierendeGeneräl des

XIV . Armeekorps.
Jsbert , Generalleutnant . , , ^
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Verordnung .
(Vom . 3V. Juli 1817.1

' '

Brennftoffversorgung betreffend .
Auf Grund der Bundrsratsverordnung vom 28, Sep¬tember 1918 Wer die Errichtung von PreisprüfungSstellenund di« Berforgungsregelung in der Fassung vom 4. No -ocnrber ISIS (Reichs -Gesetzblatt Seite 607, 728) wird ver¬ordnet . was folgt :

8 1.
Brennstoffe im Sinne dieser Verordnung sind Stein¬kohlen , Anthrazit , Steinkohlenbriketts aller Art , Braun¬kohlen , Braunkohlenpreßstein , Braunkohlenbriketts allerArt und Koks jeder Art .

8 2.
Di « beim Lanöespreisamt errichtete Abteilung fürKohlenversorgung hat die Aufgabe , die staatlichen Behör¬den , die Kommunalverbände und die Gemeinden in FragenSer Brcnnstoffversorgung zu beraten und die Versorgungder Haushaltungen und der gewerblichen Kleinbetriebemit Brennstoffen nach den grundsätzlichen Weisungen desMinisteriums des Innern zu überwachen .Als gewerbliche Kleinbetriebe im Sinne dieser Be¬stimmungen gelten diejenigen Gewerbetreibenden , welcheeinen monatlichen Verbrauch von weniger als 10 TonnenBrennstoffe ausweisen , sowie ohne Rücksicht auf den Ver¬brauch Bäckereien , Schlächtereien , Gastwirtschaften . Bade¬anstalten und ähnliche Betriebe , welche dem täglichen Be¬darf der in der Gemeinde wohnenden oder sich vorüber¬gehend aufhaltenden Bevölkerung dienen .Tie Kommunalverbände , Gemeinden , Gewerbetreiben¬den und Verbraucher sind verpflichtet , dem LandeSpreis -arm — Abteilung für Kohlenversorgung — auf Verlangenin Fragen der Brennstoffverforgung Auskunft zu erteilen .

8 8.
In städtischen Kommünalverbänden find , soweit nochnicht geschehen , nach den von dem stellvertretenden Gene¬ralkommando des XIV . Armeekorps — Kriegsamtsstelle —und vom Ministerium des Innern gemeinschaftlich auf¬gestellten Richtlinien Ortskohlenstellen zu errichten . Inländlichen Kommünalverbänden übt die Befugnisse , derOrtskohlcnstclle der Ausschuß des Kommunalverböndsoder ein besonders hierfür gebildeter Unterausschuß austBezirkskohlenstelle ) . Soweit in Gemeinden , welche nichtselbständige Kommunalverbänöe sind , Ortskohlenstellenschon gebildet wurden , sind sie als solche auf Wunsch derGemeinde beizubehalten . Sie können ihre Tätigkeit mitZustimmung des Kommunalverbands auf den Kommunal -verbandsbezirk ausdehnen und die Befugnisse der Bezirks -kohlcnstelle übernehmen .

8 4.
Händler und Verbraucher , welche Brennstoffe in denBezirk des Kommunalvcrbaudes cinführen , haben späte¬stens am folgenden Vormittag die Einfuhr nach Art undMenge der Kohlcnstelle (Orts - oder Bezirkskohlenstelle )anzuzeigen . Auch haben die mit Brennstoffen handelndenGewerbetreibenden nach näherer Weisung des Kommunal¬verbands mindestens wöchentlich einmal ihre Vorräte derKohlcnstelle mitzuteilen . Sie sind auch tm übrigen zurAuskunfterteilung gegenüber dem Kommunalverbanö undder Kohlcnftcllc verpflichtet , lieber die Abgabe von Kohlenhaben sic Listen zu führen und die den abgegebenen Men¬gen entsprechenden Bezugsscheine oder Kohlenkarten inbestimmten Zwischenräumen der Kohlcnstelle abzuliefern .

8 8.
Die Kommunalverbände haben die Abgabe von Brenn¬stoffen für die Zwecke des .Hausbrandes , des landwirt¬schaftlichen Bedarfs und für die gewerblichen Kleinbetriebezu regeln . Die Abgabe von Brennstoffen bat gegen Be¬zugsschein oder Brcnnstoffkarten (Brcnnstosfhcfte ) zu er¬folgen . Die Bezugsscheine und Brennstoffkarten sind sozu gestalten , daß der Bezug in Teilbeträgen möglich istund überwacht werben kann .Die zulässige Vcrbrauchsmenge kann nach Wohnungs¬gruppen verschieben bemessen werden . Für die Zentral¬heizung einer Wohnung soll der größere Brennstoff¬bedarf nur dann geliefert werden , wenn die Einrichtungeiner Ofenheizung nicht ausführbar ist .

8 6.
Die Kommunalverbände haben , soweit sie nicht selbstdie Lieferung von Brennstoffen übernehmen oder den Ge¬rneinden übertragen , vorzmchreibcn . daß die Verbrauchersich bei einem bestimmten Kohlenhändler in die Kundeu -liste einzutragen haben . Die Belieferung der einzelnenKunden durch die Kohlenhändler hat der Reihe nach zuerfolgen , so daß , bevor die Bestellungen der Kunden hin¬sichtlich der früher aufgerufenen Mengen alle auSgeführtsind , nicht einzelne Kunden mit der nächsten Rate beliefertwerden dürfen .

8 7.
Zwecks Prüfung des Bedarfs der staatlichen Behördenwird ein besonderer Ausschuß aus Vertretern der Mini¬sterien gebildet , welcher den Bedarf der Behörden prüftund auf möglichste Einschränkung hinwirkt . Für den aufdiese Weise festgestellten notwendigen Bedarf habe » dieKommunalverbänöe Bezugsscheine auszustellen .

8 8.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬dung in Kraft . Auf den gleichen Tag treten unsere Ver¬ordnungen vom 3V. Januar . 3. Februar und 14. März 1917,Kohlenversorgung betreffend (Gesetzes - und Verordnungs¬blatt Seite 13, 2S und 71) außer Wirksamkeit .

Karlsruhe , den 3L Juli 1S17.
Großh. Ministerium des Inner «.

vonBobman . Dr . Schühly .

Verordnung .
(Vpm 3. August 1917.)Den Berkehr mit Brennholz betreffen - .Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. Sep¬tember ISIS über bie Errichtung von Preisprüfungsstellenund die Versorgungsregelung in der Fassung vom 4. No¬vember ISIS (Reichs -Gesetzblatt Seite 667, 728) wird ver¬ordnet , was folgt : ' '

8 1.
Zur Regelung der Versorgung der Bevölkerung mitBrennholz wird bei der Forst - und Domänendirektivneine besondere Stelle errichtet , welche den Namen „BadischeLandesbrennholzstelle " führt .Die Landesbrennholzstellc steht unter Aussicht desMinisteriums des Inner » , an dessen grundsätzliche Wei¬sungen sie gebunden ist.Bei Erfüllung ihrer Aufgabe wird die Badische Lau¬desbrennholzstelle von einem Beirat unterstützt , welchemVertreter ' Hfr Ministerien des Innern und der Finanzensowie vvw Ministerium hes Innern ernannte Vertreterder WalSeigentümer . des Brcnnholzhaudrls und der Ver¬braucher - » gehör ««.

. 8 2 - , -Tic Läridesbrennholzstplle ist berechtigt , das in de«badischen Waldungen anftillende Brennholz und die vor¬handenen .Brenrcholzvorräte für die Versorgung der Be¬völkerung ist Anspruch zu nehmen und angemessen auf dasLantz zu verteilen . Auch die « ichfftaätlichen Wakdbesttzersind verpflichtet , aus Verlangen der Landcsbrennholzsttlleihre Voranschläge und die Nachweisungrn über den Um¬fang ihrer Fällungen , den Anfall an Brennholz und dieArt der Verwertung einzureichen . Die Landesbrennholz --stclle kann für diese Waldungen diZ Fällungsmenge be¬stimmen . -
" 8 3.

Die Versteigerung von Brennholz ist verboten . FürBrennholz werden durch das Ministerium des InnernHöchstpreise festgesetzt. Der Absatz von Brennholz regeltsich nach dem vom Ministerium des Innern und 8erLandesbrennholzstellc zu treffenden Bestimmungen .Bis zum Erlaß dieser Bestimmungen gilt folgendes :Jeder Waldbesitzcr ist verpflichtet , jeden beabsichtigten Ver¬kauf von Brennholz dem Großherzoglichen oder Städti¬schen Forstamt . welchem der Wald sorstpolizeilich zugeteiltist, unter Bezeichnung der Menge und Art schriftlich an -zumeldcn zwecks Weitergabe an die Landesbrennholzstellcdabei kann die Zuweisung des Holzes au bestimmte Ab¬nehmer beantragt werden . Der Verkauf von Brennholzdurch die Waldbesitzcr sowie die Ausfuhr von Brennholzaus dem Großherzogtum sind nur mit Genehmigung derLandesbrennholzstellc zulässig . Die Versendung vonBrennholz auf der Bahn darf nur mit Frachtbriefen »welche von der Landesbrennholzstellc nbgestempelt sind , er¬folgen . die Beförderung mit Fuhrwerk , sofern das Holzzum Verkauf bestimmt ist , nur mit Beförderungsscheindes Großherzoglichcn oder Städtischen Forstamts .
8 4 .

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis z«6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 1S60 bestraft .
8 5.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬dung in Kraft . Auf bereits angekünöigte Versteigerungenfindet das Versteigerungsverbot keine Anwendung ,Karlsruhe , den 3. August 1917.
Grobherzogliches Ministerium d«6 Avvern:

vonBoöma « .
X Geoßherzogktches Mi«ifteri«m der

De. « heinvoldt .' X '

, ^ Dr. SHWy -

Druck u»d Lerlrg von Adolf Duo » in Durlack,
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